Albrecht Göschel

Aktuelle Themen der Kulturpolitik

Von der Heinrich-Böll-Stiftung bin ich gebeten worden, die kulturpolitische Debatte am 17.7.99 mit einem Grundsatzstatement einzuleiten. Um die Mitglieder des Beirates „Kunst und Kultur“ nicht nur auf das „gesprochene Wort“ zu verweisen, versuche ich, einige Thesen zur gegenwärtigen Kulturpolitik schriftlich zu formulieren, allerdings ohne jeden Anspruch auf Vollständigkeit oder Vertiefung. Ich unterscheide in den gegenwärtigen Debatten sieben Leitthemen, deren Aktualität ich im folgenden zu begründen und deren Lösungsansätze ich darzustellen versuche.

1. Kulturpolitik in der selbst-aktiven Bürgerschaft

Begründung der Aktualität

Von den Kommunen und den kommunalen Spitzenverbänden wird dieses Thema im Moment aus leicht nachvollziehbaren Gründen forciert. Die Kosten der Kultureinrichtungen steigen nicht nur kontinuierlich, sondern in der Regel auch überproportianal zu anderen Leistungen der öffentlichen Träger; gleichzeitig schrumpfen die Mittel dieser Träger genauso kontinuierlich, vor allem die der Kommunen, die mit ca. 60% den Hauptanteil an öffentlichen Kulturaufwendungen tragen. Auslöser der Debatte ist also in der Kulturpolitik vermutlich nur das Problem der öffentlichen Finanzen und nicht wie in der Sozialpolitik ein Strukturproblem, das vermutlich auch in der Kulturpolitik besteht, dort aber kaum wahrgenommen wird. Nachdem einfache Organisationsmaßnahmen in den öffentlichen Einrichtungen(erwartungsgemäß) nicht die erhofften und für notwendig gehaltenen Einsparungseffekte erbracht haben, müssen tiefer greifende Maßnahmen der Kostenbegrenzung gefunden werden, will sich die Kulturpolitik selbst nicht lähmen und ihre Politik schließlich von den Kämmereien diktieren lassen.

Kulturpolitische Konsequenzen

Vereinfacht gesagt, versucht das Konzept „selbst-aktive Bürgergesellschaft“ für ausdifferenzierte, professionelle Kultureinrichtungen Konzepte zu finden, die sich zwischen Markt und „Staat“ (hier nicht ganz korrekt, da es sich bei Kommunen als Träger nicht um Staat handelt, also nur als Synonym für „Steuermittel“ zu verstehen) ansiedeln lassen. Es sollen also weder die öffentliche Zuwendung noch die Einnahme durch Verkauf des Produktes die Existenz der Einrichtung sichern, sondern eine andere Produktions- oder Leistungsform, möglicherweise ergänzt um Zuwendungen, die weder dem staatlichen noch dem marktförmigen Modell folgen (Sponsoren, Mäzene). Im wesentlichen sollen andere Arbeitsformen als die der Lohnarbeit zum Betrieb der Kultureinrichtungen herangezogen werden.

Das Motiv für diesen Gedanken liegt auf der Hand: Kultureinrichtungen unterliegen in der Mehrzahl dem sog. „uno-actu-Prinzip“ der Dienstleistungsproduktion, werden damit also permanent überproportional teurer als alle Leistungen, in denen Produktion und Konsumption entkoppelt werden können, vor allem teurer als alle Leistungen, die sich in Form von Gegenständen herstellen und vermarkten lassen.

Diese Begründung zeigt sofort die äußerst engen Grenzen des Versuchs, die Kosten der Kultureinrichtungen durch Entwicklung von Nicht-Lohnarbeitsformen zu senken oder zumindest zu begrenzen. Kultureinrichtungen durch Entwicklung von Nicht-Lohnarbeitsformen zu senken oder zumindest zu begrenzen. Kultureinrichtungen stellen soziologisch gesprochen die zu Institutionen funktional ausdifferenzierten gesellschaftlichen „Deutungsleistungen“ dar, die, um dieser Funktion gerecht zu werden, vorrangig entsprechend ausdifferenzierte Qualifikationen verlangen, also ein professionelles Personal der ,Deutungsleister“. Dieses zentrale Personal kann in keiner Weise durch Laien, Ehrenämter oder ähnliches ersetzt werden. ,,Nicht-Lohnarbeitsformen“ können sich damit in den Kultureinrichtungen nur in marginalen Bereichen der Zuarbeit festsetzen, entwickeln aber gerade in diesen Positionen nicht die Attraktivität, die Laien bewegen könnte, derartige Ehrenämter anzustreben. Die Mitarbeit an der ,,Deutungsleistung“, wegen der die Einrichtung überhaupt existiert und aus der sie ihre Attraktivität auch auf Laien entfaltet, ist diesen in der Regel verschlossen.

Die gesamte Entwicklung der modernen Kultureinrichtungen zeigt die innere Notwendigkeit in Richtung dieser Ausdifferenzierung und Professionalisierung, die auch nicht umkehrbar ist. So haben sich aus den bürgerlichen Kunstvereinen des 19. Jahrhunderts, in denen Liebhaber versammelt waren und sich auch fachlich betätigten, Kunstmuseen entwickelt, in denen Laien äußerstenfalls marginale Hilfsdienste übernehmen (z.B. Betrieb eines Museums-Shops) oder in losen, häufig wenig einflußreichen ,,Aufsichts- und Beratungsgremien“ mitwirken, also z.B. über Mitteleinsatz mitentscheiden können, dort aber von jedem Fachmann ausmanövriert werden können. Selbst dann aber, wenn eine gewisse Aufsichtsfunktion hergestellt wird, bleibt die Detailentscheidung dem Fachpersonal vorbehalten. In den ehemaligen Kunst- und Orchestervereinen, die aus Laientätigkeit und ehrenamtlichem Engagement hervorgegangen sind, reduziert sich die Laienmitgliedschaft heute auf eine passiv rezeptive Rolle bei Veranstaltungen. Das jüngste Beispiel für diese Entwicklung zur Professionalität stellt die sog. Soziokultur dar, die explizit eine Entdifferenzierung der Kultur vornehmen und kulturelle ,,Deutungsleistung“ wieder an die Lebenswelt zurückbinden wollte. Sie ist damit umfassend gescheitert. Das einzige, was von der sozialen Bewegung der Soziokultur geblieben ist, sind ausdifferenzierte kulturelle Dienstleistungseinrichtungen mit professionellem oder sich zunehmend professionalisierendem Personal, das heute genauso um seine Anerkennung als unverzichtbare Dienstleistung kämpft, wie jede traditionelle Einrichtung auch. Selbst die Themen oder Gegenstände nähern sich an. Wie hartnäckig und gleichzeitig selbstzerstörerisch Professionalität durchgesetzt wird, zeigt sich gegenwärtig eindrucksvoll bei den kommunalen Musikschulen, deren Personal felsenfest davon überzeugt ist, nur der professionelle Musiker oder Musikpädagoge könne z.B. die musikalische Früherziehung leisten, die in den Jugendmusikschulen angestrebt werden sollte. Zusammenarbeit mit Laien in der Musikausbildung selber wird kompromißlos zurückgewiesen. Damit steigen die Kosten dieser Einrichtung permanent an, da das Fachpersonal z.B. auf hochwertige Vermittlungsformen (Einzel- und Kleingruppenunterricht) setzt und damit die Kosten hochtreibt.

Selbst wenn also in einzelnen Bereichen Mitarbeit von Laien in einer Weise gelingen sollte, die professionelles Personal ersetzt, kann sich diese kulturelle ,,Nicht-Lohnarbeitsform“ zu keiner kulturpolitischen Strategie entwickeln, die einen substantiellen Beitrag zum Kostenproblem der Kulturpolitik leistet, so daß sich die Rede von der ,,selbst-aktiven Bürgergesellschaft“ in der Praxis mehr oder weniger auf die Erschließung von Finanzquellen zwischen Markt und Staat reduzieren wird. Ein neuer Wertehorizont der Verantwortung oder die Lösung von Arbeitsmarkt- oder sozialpolitischen Problemen (neue Tätigkeitsgesellschaft) bleiben Illusion und ist von der Kulturpolitik nicht zu erwarten.

Es erscheint deshalb nicht besonders ratsam, sich auf diese Thematik bei der Suche nach einem kulturpolitischen Profil für Stiftung oder ,,Grüne“ zu begeben, obwohl der Gedanke verlockend wäre, da sowohl die Kultur der neuen sozialen Bewegungen als auch der Name ,,Heinrich Böll“ für bürgerschaftliche Verantwortung „jenseits von Markt und Staat“ stehen.

2. Auflösung des ,,Kulturstaates“ im Sozialstaat und Wandel des zentralen sozialpolitischen Problems von ,,Gleichheit“ zu ,,Integration“

Begründung der Aktualität
Bereits Anfang der 80er Jahre wird konstatiert, daß sich Idee und Konzept des deutschen ,,Kulturstaates“ (dessen Funktion die Sicherung der normativen Grundlagen von Politik und Gesellschaft sein sollten) nicht haben realisieren lassen, daß sich vielmehr ,,Kulturstaat“ im Sozialstaat aufgelöst habe (Tenbruck). Die Themen oder Leistungen der Kulturpolitik seien also keine kulturellen, sondern sozialpolitische. In den 80er Jahren dominiert als solche Leistung des Sozialstaates ,,Gleichheit“. Daher sind in diesen Jahren auch alle kulturpolitischen Publikationen, die Gleichheit (z.B. in der Versorgung der Bevölkerung mit kulturellen Leistungen) propagieren, außerordentlich erfolgreich (Autoren wie Glaser und Hoffmann; die Soziokultur, die neben der Entdifferenzierung als zweites Ziel diese kulturelle Gleichheit verfolgt).

Anmerkung zu Soziokultur: Die Soziokultur hat diese Auflösung des Kulturstaates im Sozialstaat mit besonderem Nachdruck betrieben durch die Forderung einer Verbindung des Sozialen mit dem Kulturellen, eine ,,Entdifferenzierung“, die in dem Konzept von der Lebenswelt als ganzheitlichem Deutungssystem auch unvermeidlich war. Heute sieht sich eben diese Soziokultur den verheerenden Folgen dieser Strategie ausgesetzt, da sie jetzt unter Erfolgsdruck bei der Lösung sozialer, sozialpolitischer Probleme gesetzt wird. Da derartige Problemlösungen in der Regel entweder nicht gelingen oder zumindest nicht meßbar nachgewiesen werden können, ist ein flächendeckendes ,,Massensterben“ soziokultureller Einrichtungen in den nächsten Jahren unvermeidlich, es sei denn, sie entwickeln sich zu überwiegend kommerziell betriebenen Kulturangeboten für klar definierte Marktsegmente.

Durch das manifeste Anwachsen von Desintegrationsproblemen, die nicht schlüssig durch Ungleichheit zu erklären sind, ist ,,Gleichheit“ von ,,Integration“ als zentraler sozialpolitischer Leistung abgelöst werden: Es hat sich ein sozialpolitischer ,,Paradigmenwechsel“ vollzogen, von ,,Disparität“ zu ,,Desintegration“ als Krisenphänomen.

In diesem Paradigmenwechsel erhält auch Kulturpolitik als Teil von Sozialpolitik eine neue Kontur: an die Stelle einer flächendeckend gleichen Versorgung aller mit Kultur tritt die Produktion integrativer kultureller Symbole. Nicht die tatsächliche Nutzung von Kultureinrichtungen ist entscheidend, sondern die Breitenwirksamkeit von Symbolen, die eine normative Zugehörigkeit und damit die Integration in eine Gesellschaft bewirken sollen, um so desintegrationsbedingte Bedrohungen und Anomien (Gewalt, Kriminalität) zu verhindern.

Mit diesem Wandel wird der Anschein erweckt, es handle sich um eine Neubelebung des Kulturstaates, der in klassischer Tradition durchaus die Aufgabe haben sollte, Aufstände und Revolutionen durch normative Integration zu verhindern (siehe Luhmanns leicht ironischen Kommentar zu Schillers ,,Briefen...“), also durchaus immer eine in diesem Sinne sozialpolitische Leistung übernehmen sollte.

In der Kulturpolitik zeigt sich dieser ,,Paradigmenwechsel“ sehr deutlich z.B. an der Kulturpolitik des Bundes durch Förderung von ausgewählten Einrichtungen, die zu Staatseinrichtungen werden und eine ,,deutsche Identität“, was immer das sein mag, repräsentieren sollen; oder an der sog. Leuchtturmpolitik besonders in den neuen Bundesländern, mit der herausragende Einrichtungen in einzelnen Regionen oder Kommunen in die Landesförderung einbezogen werden.

Kulturpolitische Konsequenzen
Die Analyse des Desintegrationsproblems ist hier nicht darzustellen, sicher scheint aber zu sein, daß sich Desintegrationsphänomene besonders in den Städten mehren. Der Versuch, durch die Betonung kultureller Symbole diesen Phänomenen zu begegnen, scheint aber kaum erfolgversprechend. Entweder man akzeptiert, daß moderne Gesellschaften kulturell heterogen und plural sind, dann muß man auf die Idee verbindender Symbole verzichten; oder es gelingt, bestimmte Gemeinschaftsgefühle tatsächlich zu mobilisieren, dann wird man die Aggressionen innerhalb dieser Gemeinschaften nur bündeln und nach außen lenken, die notwendige Pluralität also gefährden; oder man greift auch kulturpolitisch die verbindenden Normen (Wohlstand, Erfolg, Konkurrenz) auf, um sie symbolisch einzusetzen, dann wird man finden, daß es sich bei diesen Normen genau um die handelt, die Desintegration befördern und daß im übrigen die Symbolisierung dieser Normen bereits mit höchster Intensität geschieht (Werbung, Ästhetisierung der Lebensstile). Es zeigt sich in der Kulturpolitik die gleiche tendenziell zynische Ambivalenz wie z.B. in der Familienpolitik: Diejenigen gesellschaftlichen Gruppierungen und Kräfte, die einerseits alternativlos auf die Leistungs- und Konkurrenzgesellschaft setzen, erwarten andererseits, daß bestimmte ,,Systeme“ (die Familie, eine solidarische, gemeinschaftliche ,,Kultur“) kompensatorisch die Folgen der Konkurrenzgesellschaft bearbeiten, obwohl diese gerade die Leistungsfähigkeit z.B. von Familie oder ,,Kultur“ zerstört.

Kulturelle Integration basiert dagegen vermutlich auf systemischer Integration, die nur sozialstaatlich zu sichern ist. Insofern hat sich gegenüber den frühen 80er Jahren nichts geändert. Genauso, wie Kulturpolitik relativ wenig zu Herstellung von Gleichheit beitragen konnte, kann sie jetzt zur Integration leisten, obwohl es den Anschein haben mag, als sei dies ihr genuines Thema.

Trotz oder gerade wegen dieser offensichtlichen Problematik einer normativ integrierenden Kulturpolitik sollte sich die Stiftung eine Position erarbeiten zu den Versuchen der Rekonstruktion und Neudefinition nationaler Symbolik mit dem Anspruch einer Integration.

3. Die kulturelle Einheit in der deutschen Vereinigung

Eine Begründung der Aktualität des Problems erübrigt sich: Alle entsprechenden Studien und Umfragen bestätigen, daß sich die beiden Landesteile zur Zeit eher wieder voneinander entfernen als sich einander nahe zu kommen. Gravierend und als Krisenindikator zu werten ist das Datum, daß die ostdeutsche Bevölkerung die institutionellen Grundlagen der BRD mehrheitlich ablehnt, und zwar mit gegenwärtig etwa 70%, während im Gegensatz dazu die westdeutsche Bevölkerung diesen Grundlagen in einem historisch einmaligen Ausmaß zustimmt: mit etwa 85%.

Als Sonderproblem der kulturellen Integration durch Symbolik kann die in dieser Hinsicht die nicht erfolgte deutsche Vereinigung gelten. Die Erwartung, daß gemeinsame kulturelle Traditionen und Wurzeln das Zusammenwachsen erleichtern würden, hat eher getrogen. Immer dann, wenn spezifische kulturelle Leistungen des Ostens oder Westens unter dem Gesichtspunkt der Einheit zur Debatte stehen, kommt nicht diese, sondern die Trennung und Fremdheit zum Ausdruck, z.B. sehr augenfällig bei Kunstaustellungen in Berlin, Burg Beeskow, Festung Königstein, Weimar.

An den kulturellen Symbolisierungen werden die unterschiedlichen Identitätskonstruktionen in Ost (essentialistisch) und West (distinktiv-differentiell) oder Kunstverständnisse in Ost (narrativ, bezogen auf kunstexterne Systeme) und West (autonom, Kunst als selbstrefentielles System) erkennbar, so daß sich in kaum einem anderen Bereich die Unterschiede zwischen den beiden Landesteilen so deutlich markieren lassen wie im Bereich der Kultur.

Mit einer spezifisch politischen Symbolisierung hat Kulturpolitik allerdings wohl tatsächlich eine Klammer sowohl zwischen Ost und West wie auch zwischen einem kleinen Ausschnitt kultureller Milieus bewirken können, mit dem Amt des Staatsministers für Kultur, das ja in hohem Maße symbolische Funktionen erbringt und vom gegenwärtigen Amtsinhaber auch in diesem Sinne eingesetzt wird. Die von ihm zu verantwortenden Entscheidungen aber, z.B. die Durchsetzung des Eisenmann-Entwurfs, die Förderung Berliner Kultureinrichtungen als Staatseinrichtungen etc., dürften die integrative Leistung bereits wieder in Gefahr bringen.

Mit Sicherheit bleibt das Ost-West-Thema für die Kulturpolitik der BRD und damit potentiell auch für die H.​B.-Stiftung relevant, sollte aber wohl eher in die Fragen um die ,,kulturelle Identität“ der BRD eingebettet werden, da sonst zu sehr der Eindruck einer historischen, rückwärts gewendeten Orientierung entsteht.

4. Die kulturelle Identität der BRD in der Globalisierung

Begründung der Aktualität:

Im Laufe der als Globalisierung bezeichneten forcierten Internationalisierung verlieren die Nationalstaaten an Bedeutung, während Regionen oder Kommunen möglicherweise an Einfluß gewinnen. Wachstumspotentiale verteilen sich zunehmend ungleich, ohne daß die Nationalstaaten darauf großen Einfluß nehmen könnten (siehe die Regionalisierungstendenzen der süddeutschen Bundesländer unter dem Vorwand des Föderalismus). Um dem Gebot der Gleichheit der Lebenschancen und -bedingungen im Rahmen eines Nationalstaates nachzukommen, sehen sich die Nationen z.B. in der EU gezwungen, kulturelle Identitäten zu betonen, die der vollkommen freien Beweglichkeit von Menschen, Leistungen und Gütern gewisse Grenzen setzen sollen. Die BRD ist in ihrem eher gebrochenen und schwachen Selbstbewußtsein, das sich auf ,,Verfassungspatriotismus“ reduzieren läßt, in der ökonomischen Konkurrenz selbst innerhalb der EU mit kulturell sehr selbstbewußten Staaten wie Frankreich, Großbritannien und Italien konfrontiert und bemüht sich daher zur Zeit, ihre eigene Position auch im Kulturellen zu stärken und zu profilieren. Man kann unterstellen, daß die Schaffung eines Amtes ,,Staatsminister für Kultur“ auch diesem Zweck diente.

Kulturpolitische Konsequenzen
In den Debatten um die „Berliner Republik“ im Unterschied zur Bonner Zeit, in den neuen Anforderungen an die BRD, eine ihrer geopolitischen Lage und ökonomischen Potenz entsprechende Machtposition in Europa einzunehmen, mußte unweigerlich auch die kulturelle Identität dieses Landes als kulturpolitisches Problem auf den Tisch kommen. Verständlicherweise konzentrieren sich diese Bemühungen auf eine Verarbeitung der nationalsozialistischen Vergangenheit, sei es in kulturellen Großprojekten (Berlin, Nürnberg), sei es in Wiedergutmachungen gegenüber den Opfern, sei es durch die Etablierung einer nationalen Kulturpolitik, die bisher unter dem Föderalismusverdikt nicht denkbar war, sei es in einer ,,kulturellen Außenpolitik“, die bisher weitgehend von den Goethe-Instituten wahrgenommen wird.

Das Problem der kulturellen Identität der BRD scheint einerseits in der nationalsozialistischen Vergangenheit zu liegen, die ein ungebrochen positives Selbstbild nicht zuläßt, zum anderen in der Erschöpfung von ,,Verwestlichung“ als kultureller Utopie, wobei allerdings Traditionen der neuen Bundesländer mit explizit antiwestlicher Konnotation in keiner Weise an die Stelle dieser erschöpften Orientierungspunkte treten können. Gegenwärtig verfügt die BRD damit weder über eine positiv interpretierbare Geschichte noch über ein verbindendes kulturelles Zukunftsmodell, das Grundlage einer kulturellen Identität sein könnte. In der alten Bundesrepublik war das deutlich anders, da sie kulturell vom Ziel der Verwestlichung geprägt war und daraus wohl auch ihre Stabilität bezog, während sich die DDR in eher unausgesprochener Weise an einer kulturellen Identität als ,,deutsche Kulturgesellschaft“ oder ,,deutscher Kulturstaat“ orientierte, also nationale Abgrenzungen, verbunden mit einem latenten Sendungsbewußtsein gegenüber dem moralisch verwerflichen Westen als kulturelle Grundlagen konservierte.

Es ist denkbar, daß auch liberale, auf Pluralität und internationale Kooperation setzende Staaten wie die BRD in der Globalisierung eine relativ starke kulturelle und nationale Identität benötigen (Giddens), so daß es durchaus ein relevantes Problem und Programm der H.-B.-Stiftung sein könnte sich zumindest zu diesem Punkt Gedanken zu machen ohne daß man natürlich annehmen darf derartige Identitäten ließen sich einfach herstellen. Aber ein sog. politischer und kultureller Diskurs hierzu ist zweifellos fällig, der z.B. auch die Außenwahrnehmung der BRD einbeziehen könnte.

Eine solche Debatte könnte sehr konkrete Konsequenzen haben. In den EU-Konflikten z.B. zur Buchpreisbindung oder über Einfuhrquoten ausländischer Filme oder ,,Deutsch“ als Konferenzsprache, in der Förderung ,,nationaler“ Produktionen (an Stelle von Landesförderungen) etc. artikuliert sich diese ,,Identitätsfrage“. Dennoch wäre die Stiftung sicher gut beraten, wenn sie Bemühungen um eine ,,kulturelle Identität“ mit Vorsicht begegnen wurde und vorerst daran festhielte, daß ein ,,Verfassungspatriotismus“ völlig hinreichend ist, kulturelle Objektivationen jedoch weder Einfuhrzöllen, Quotenregelungen oder Exportsubventionen unterliegen sollten. Die Definition eines bestimmten Bildes der BRD als kulturelle Identität dürfte nicht sehr ergiebig sein. Mit Sicherheit sind hervorragendes Bildungssystem, Wissenschaftsförderung und kultureller Austausch die Wege, auf denen sich diese kulturelle Identität herausbildet. Dennoch kann es auch für die Stiftung sinnvoll sein, zu fragen, ob, wie und wodurch sich denn die neue Bonner Republik in den nächsten Jahren symbolisch zum Ausruck bringen soll.

5. Die ,,Deutungsleistung“ kultureller Medien

Die klassischen Medien der Kulturpolitik, Kunst, Geschichte und Geisteswissenschaften, beanspruchen nach wie vor, tendenziell universale Deutungsleistungen zu erbringen, und rechtfertigen damit ihren Anspruch auf öffentliche, dem Markt entzogene Finanzierungen und der Politik entzogene Themenfindungen und Diskursformen (Autonomieproblem).

Aktualität des Problems
Die kulturellen Medien können in der Regel ihre Deutungsleistung nur erbringen, wenn sie von anderen Funktionen freigestellt sind. In der Kulturpolitik besonders auf kommunaler Ebene werden diese Medien aber ausschließlich unter anderen Funktionen oder Leistungen gesehen, also z.B. als ,,Standortfaktor“ oder als Arbeitsplatzreserve (Tätigkeitsgesellschaft) in einer ökonomischen Leistung und Funktion. Eine Debatte um die kulturellen Medien jenseits solcher Funktionen, die gerade nicht zu ihnen gehören und sie in ihren Deutungsleistungen vermutlich zerstören werden, scheint bereits gegenwärtig kaum noch zu führen zu sein.

In dieser Funktionsverschiebung spiegeln sich die kultursoziologischen Einwände gegen die Vorstellung einer universalen Deutungsleistung der kulturellen Medien. Dies ist hier nicht weiter auszuführen, aber Stichworte wie ,,Distinktionsleistung“, ,,Symbolische Gewalt“ (Bourdieu) oder ,,Seinsökonomie“ (Schulze) mögen genügen, um anzuzeigen, worum es geht. Die irreversible Professionalisierung und Autonomie der kulturellen Medien könnte deren universale Deutungsleistung so weit reduziert haben, daß sie diese Funktion tatsächlich nicht mehr erfüllen können. Es ist denkbar, daß zu relevanten Gegenwartsproblemen (Ökologie, Gen-Technologie, internationale Konflikte etc.) aus den klassischen kulturellen Medien keine ,,Deutungen“ mehr erfolgen. Bemühungen vieler Künstler um eine neue ,,engagierte Kunst“ weisen in diese Richtung, könnten aber die Lösung des Problems verpassen.

Kulturpolitische Konsequenzen
Eine Grundsatzdebatte zur Kulturpolitik sollte sich mit diesem Medien-Problem der Kultur befassen und davon ausgehen, daß eine Aufhebung der Ausdifferenzierung von ,,Deutungsleistungen“ nicht möglich ist, daß aber gleichzeitig den Bereichen, die diese Deutungsleistung im Sinne von Kulturpolitik erbringen, zunehmend mit Zweifel begegnet wird. Zumindest kann die Stiftung nicht in naiver Weise auf Kunst oder ein anderes Medium als Gegenstand setzen und die Diskussion um die Problematik der ,,Deutungssysteme“ nicht zur Kenntnis nehmen.

6. Demokratisierung von Kulturpolitik

Die Politik insgesamt, aber auch die Kulturpolitik zu demokratisieren, war eine der zentralen Forderungen der 7Oer-Jahre-Reformphase, aus der auch die ,,Grünen“ als Bewegung und Partei hervorgegangen sind. Insofern bleibt ,,Demokratisierung“ ein Gegen stand auch für die Stiftung.

Zur Aktualität:

Demokratisierung in der Kulturpolitik wurde bekanntlich auf zwei sehr unterschiedlichen Wegen verfolgt, zum einen durch ein ,,Umverteilungsmodell“, das möglichst allen die Teilnahme an Kultur sichern sollte, zum anderen durch ein Pluralitätsmodell, daß allen kulturellen Äußerungen gleiche Berechtigung zubilligte. Beide Modelle sind gegenwärtig offensichtlich an Grenzen gestoßen. Weder ist es gelungen, öffentliche Kultureinrichtungen für alle Bevölkerungsgruppen zur Verfügung zu stellen, noch haben alle Formen kultureller Pluralität in der Kulturpolitik als Gegenstände von Förderung gleiche Anerkennung gefunden. Statt einer umfassenden Demokratisierung in einer der genannten Strategien sind einerseits traditionelle Bedingungen erhalten geblieben - kulturpolitische Förderung stellt nach wie vor eine Umverteilung von unten nach oben dar-, haben aber ihre überzeugenden Begründungen verloren - noch immer erhalten bestimmte große, traditionelle Einrichtungen den Hauptanteil der Förderung, ohne jedoch überzeugend ihre kulturelle Bedeutung rechtfertigen zu können (z.B. Opernhäuser).

Kulturpolitische Konsequenzen:

Es besteht gegenwärtig kein überzeugendes Programm oder Modell dessen, was unter ,,Demokratisierung der Kulturpolitik“ verstanden werden könnte, obwohl dieser Anspruch die Kulturpolitik der sozialen Bewegungen begründet, aus denen die Grünen hervorgegangen sind. Die in der H.-B.-Stiftung vorgenommene Konzentration auf Hilfe und Unterstützung verfolgter Künstler ist in diesem Zusammenhang zwar sicher ehrenwert und notwendig, kann aber kaum als befriedigendes Programm gelten. Zwar bilden Programme Wie ,,Städte der Zuflucht“ relevante symbolische Politikformen von Demokratisierung, da Künstler aus offensichtlich undemokratischen Ländern geschützt und gefördert werden, um eine Reaktion auf die Entdemokratisierungstendenzen in den modernen westlichen Industriestaaten (Macht medialer Apparate, Elitenherrschaft, wachsende Bedeutungslosigkeit von Kunst, Dominanz der Massenkultur etc. handelt es sich aber nicht. Programme, die sich als Ausdruck von Demokratisierung einzelner Künstler aus diktatorischen Staaten annehmen, erfüllen zwar einen humanitären Zweck, stellen aber keinen Kommentar dar zu den kulturellen Problemen moderner Gesellschaften. Sie befassen sich also mit - aus westlicher Sicht - historischen Formen der Demokratiebewegung, nicht mit aktuellen Problemen, die durch den humanitären Anspruch eher verdeckt als artikuliert werden.

Eine Diskussion zu diesem Punkt scheint dringend geboten. Sie könnte auf die Rolle des Künstlers und Intellektuellen in der modernen Massenkultur zielen.

7. Pluralität als Toleranz, Beliebigkeit oder Werteverfall

Das Demokratisierungsmodell der neuen sozialen Bewegungen, aus denen die ,,Grünen“ hervorgegangen sind, folgte nicht dem Umverteilungs-, sondern dem Pluralitätsmodell, also nicht der Gleichverteilung kultureller Güter, sondern der gleichen Anerkennung unterschiedlicher kultureller Äußerungsformen. Mit diesem Gleichheitsbegriff schlossen sich die neuen sozialen Bewegungen dem allgemeinen Trend der Verwestlichung der BRD an und orientierten sich - häufig ohne sich darüber voll im klaren zu sein - an bestimmten westlichen Philosophietraditionen z.B. des amerikanischen Pragmatismus (Dewey, Shusterman) oder zumindest von diesen Traditionen beeinflußter europäischer Sozial- und Kulturphilosophie (Habermas).

Zur Aktualität:

Wurde das Pluralitätsmodell anfangs wegen seiner Toleranzforderung favorisiert - eine für die BRD zweifellos überzeugende Begründung - so scheinen sich inzwischen ganz offenkundig Schwächen dieses westlichen Kulturmodells zu zeigen, die in der Frage nach der Möglichkeit, Notwendigkeit oder im Gegenteil Verwerflichkeit universalistischer gegenüber partialistischen kulturellen Normen liegen. Während üblicherweise den universalistischen kulturellen Normen vorgeworfen wurde, sie tarnten nur einen partiellen Machtanspruch durch Universalisierung, stellen sich zunehmend Zweifel an der Realisierbarkeit universalistischer Toleranz- und Pluralitätsmodelle ein. Vereinfachend kann man zumindest einen Aspekt des Problems mit einer Frage formulieren: Das pluralistische Toleranzmodell fordert vom Einzelnen die totale Relativierung der eigenen Position, der eigenen Kultur. Ist diese Forderung realistisch oder auch nur normativ überhaupt vertretbar? Ist das ,,anything goes“ einer - zweifellos mißverstandenen - Postmoderne als Credo einer ,,Gesellschaft“ denkbar und wünschbar, oder bedeutet es soziale Anarchie? In der Konfrontation mit anderen Kulturen, aber auch angesichts ihrer eigenen Probleme mit der durchgesetzten Konkurrenzgesellschaft und in Konfrontation mit den neuen Bundesländern beginnt sich die verwestlichte BRD über die Folgen des pluralen Modells und über die Bedingungen universalistischer Kultur Gedanken zu machen, wobei in bestimmten Diskussionszusammenhängen diese Debatten sehr viel weiter fortgeschritten sind als gerade in der ,,Kultur“, die zum Gegenstand von Kulturpolitik wird, also in den großen Kultureinrichtungen, deren Personal in der Regel unerschütterlich am universalistischen Kulturbild festgehalten hat.

Kulturpolitische Konsequenzen
Unverkennbar ist gegenwärtig die Suche nach neuen Qualitätskriterien in der ,,eigenen, nationalen“ Kultur, die sich aus sich selbst, aus ihren Arbeitsformen rechtfertigen sollte, dies aber zunehmend schwerer kann. Für das Umfeld der ,,Grünen“ stellt sich das Problem eher in umgekehrter Weise: Die radikale Verfolgung des Pluralitätskonzeptes erschwert in erheblichem Maß kulturpolitische Prioritätensetzungen, die aus den jeweiligen Qualitäten und nicht etwa durch bestimmte Merkmale der Akteure begründet sind. In gewissem Sinne wird die Möglichkeit der Festlegung solcher Qualitätskriterien geleugnet, ihre Artikulation oder sogar der Versuch dazu als repressiv angesehen. Förderkriterien müssen daher aus natürlichen, sozialen, politischen und - häufig unterstellten - moralischen Merkmalen der Akteure gewonnen werden, nicht aus Qualitäten in den Objekten oder Manifestationen.

Das Universalitäts-/Partialitätsproblem, das unter anderem in der Kosovo-Krise thematisiert wurde und gegenwärtig in der BRD angesichts der mattgewordenen Verwestlichungs-Utopie aktuell zu werden scheint, gehört zu den schwierigsten ,,moderner“ Kultur. Aus ihm erschließen sich aber auch alle anderen in dieser Skizze aufgeführten kulturpolitischen Probleme, Fragen und Konzepte. Es könnte daher sinnvoll sein, daß sich die Stiftung in besonderer Weise dieser Frage annimmt, ohne daß daraus bereits ein Stiftungsprogramm oder gar eine politische Programmschrift der Grünen abzuleiten wäre.

